
 

 

 Berlin, 24.07.2026 

 

I 1. Satzung des Deutschen Raiffeisenverbandes e.V. 

 

§ 1 Name 

(1) Der Verband führt den Namen "Deutscher Raiffeisenverband e.V.“  

(2) Der Verband ist in das Vereinsregister eingetragen. 

§ 2 Sitz, Geschäftsbereich und Geschäftsjahr 

(1) Der Sitz des Verbandes ist Berlin. 

(2) Der Geschäftsbereich erstreckt sich auf das Gebiet der Bundesrepublik Deutschland.  

(3) Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 

§ 3 Mitgliedschaft im DGRV 

Der Verband ist Mitglied des DGRV – Deutschen Genossenschafts- und Raiffeisenverbandes 

e.V. (DGRV). 

§ 4 Zweck und Aufgaben 

(1) Zweck des Verbandes ist die Förderung, Betreuung und Vertretung der fachlichen un d 

besonderen wirtschaftlichen und wirtschaftspolitischen Interessen der Mitglieder und der 

diesen angeschlossenen Einrichtungen sowie die Sammlung und Wahrung des Gedan-

kengutes und der Tradition des ländlichen Genossenschaftswesens.  

(2) Zweck des Verbandes ist auch die Interessenvertretung seiner Mitglieder in der Europäi-

schen Union sowie im Rahmen internationaler Themenstellungen. 

(3) Im Rahmen von Abs. 1 hat der Verband insbesondere folgende Aufgaben:  

1. die Förderung und Entwicklung des ländlichen Genossenschaftswesens,  

2. die Wahrnehmung der wirtschaftlichen, wirtschaftspolitischen, rechtspolitischen und 

steuerpolitischen Belange der Mitglieder bei den Institutionen der Bundesrepublik und 
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der EU sowie den Spitzenverbänden der Wirtschaft, soweit diese nicht vom DGRV – 

Deutschen Genossenschafts- und Raiffeisenverband e.V. wahrgenommen werden, 

3. die Beratung und Vertretung der Mitglieder in rechtlichen, steuerlichen und betriebswirt-

schaftlichen Fragen, soweit diese nicht vom DGRV – Deutschen Genossenschafts- und 

Raiffeisenverband e.V. oder den Genossenschaftsverbänden wahrgenommen werden , 

4. die Koordinierung von organisatorischen oder wirtschaftlichen Vorhaben von übergebiet-

licher oder grundsätzlicher Bedeutung in Abstimmung mit den zuständigen Genossen-

schaftsverbänden und Zentralgeschäftsanstalten, 

5. die Koordinierung der wirtschaftlichen Interessen der Mitglieder, 

6. die Errichtung und Verwaltung von Fonds zur Sicherung und Förderung genossenschaft-

licher Einrichtungen,  

7. die Unterstützung von Schulungseinrichtungen,  

8. die Pflege von Beziehungen zu anderen Organisationen und Institutionen des In - und 

Auslandes, 

9. die Beteiligung an Vereinigungen und Einrichtungen, die der Förderung des ländlichen 

Genossenschaftswesens dienen, 

10. die Herausgabe eines Geschäftsberichtes von Verbandspublikationen (Print, hybrid und 

digital) sowie die Erstellung von Statistiken, 

11. die Durchführung der Mitgliederversammlung als Raiffeisentag. 

(4) Beim Verband besteht ein Genossenschaftlicher Hilfsfonds. Er hat die Aufgabe, dro-

hende oder bestehende wirtschaftliche Schwierigkeiten bei den Mitgliedern des Verban-

des abzuwenden oder zu beheben. Einzelheiten regeln die Satzung des Genossen-

schaftlichen Hilfsfonds und die Richtlinien über die Bildung, Anlage und Verwendung 

des Genossenschaftlichen Hilfsfonds. Über die Satzung und die Richtlinien beschließt 

das Präsidium des Verbandes.  

§ 5 Verhältnis zum DGRV und zu den Genossenschaftsverbänden 

Bei der Wahrnehmung seiner Aufgaben hat der Verband die Belange der durch den DGRV – 

Deutschen Genossenschafts- und Raiffeisenverband e.V. repräsentierten Genossenschaften 

zu berücksichtigen. 

Bei der Durchführung seiner Aufgaben arbeitet der Verband soweit wie möglich mit den Ein-

richtungen des DGRV – Deutschen Genossenschafts- und Raiffeisenverband e.V. und der 
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Genossenschaftsverbände zusammen. Die Betreuung der Primärgenossenschaften ist grund-

sätzlich Aufgabe der Genossenschaftsverbände. 

§ 6 Mitgliedschaft 

(1) Ordentliche Mitglieder des Verbandes können sein: 

1. regionale Genossenschaftsverbände, Fachprüfungsverbände und andere Verbände, de-

nen ländliche Genossenschaften angehören (Genossenschaftsverbände),  

2. ländliche Genossenschaften einschließlich der Kreditgenossenschaften mit Warenge-

schäft, 

3. Zentralgeschäftsanstalten der ländlichen Genossenschaften, soweit sie einem regiona-

len Genossenschaftsverband angehören, 

4. Unternehmen anderer Rechtsformen, soweit sie einem Genossenschaftsverband gemäß 

Ziff. 1 angehören und im landwirtschaftlichen bzw. ländlichen Bereich tätig sind,  

5. Bundeszentralen der ländlichen Genossenschaften, 

6. andere Unternehmen und Organisationen, z. B. Verbundunternehmen, Vermarktungsein-

richtungen, deren ordentliche Mitgliedschaft im Interesse des Verbandes liegt. 

(2) Gastmitglieder des Verbandes können Unternehmen, Verbände und Institutionen sein, 

die dem Interesse des Verbandes dienen und nicht ordentliches Mitglied sein können.  

§ 7 Erwerb der Mitgliedschaft 

(1) Sowohl die ordentliche als auch die Gastmitgliedschaft beim Verband werden vorbehalt-

lich Abs. 3 durch schriftliche Beitrittserklärung und Aufnahmebeschluss des Vorstandes 

erworben. Die Zulassung von Gastmitgliedern bedarf darüber hinaus der Zustimmung 

des Präsidiums (§ 21 Abs. 2 Ziff. 6). 

(2) Wird die Aufnahme abgelehnt, so ist gegen diesen Beschluss innerhalb eines Monats 

nach Zustellung schriftliche Beschwerde an das Präsidium zulässig, das endgültig ent-

scheidet. 

(3) Ordentliche Mitglieder nach § 6 Abs. 1 Ziff. 2 und 4 erwerben die Mitgliedschaft beim 

Verband durch Beitritt zum Genossenschaftsverband, der gemäß § 6 Abs. 1 Ziff. 1 Mit-

glied ist. 
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§ 8 Kündigung der Mitgliedschaft 

Die ordentlichen und Gastmitglieder können die Mitgliedschaft beim Verband schriftlich unter 

Einhaltung einer Frist von 2 Jahren kündigen. 

§ 9 Ausschluss von Mitgliedern 

(1) Ordentliche und Gastmitglieder, die trotz Mahnung ihre Pflichten gegenüber dem Ver-

band in grober Form verletzen oder sonst den Interessen und Zielen des Verbandes 

gröblich zuwiderhandeln, können durch Beschluss des Vorstandes aus dem Verband 

ausgeschlossen werden. 

(2) Der Beschluss über den Ausschluss ist dem betroffenen Mitglied durch eingeschriebe-

nen Brief mitzuteilen. 

(3) Gegen den Ausschließungsbeschluss ist innerhalb eines Monats nach Zustellung schrift-

liche Beschwerde an das Präsidium zulässig. Die Beschwerde hat keine aufschiebende 

Wirkung. 

(4) Es bleibt dem Ausgeschlossenen unbenommen, gegen den Ausschluss den ordentli-

chen Rechtsweg zu beschreiten. Der ordentliche Rechtsweg ist jedoch ausgeschlossen, 

wenn das ausgeschlossene Mitglied von der Beschwerdemöglichkeit gemäß Abs. 3 kei-

nen Gebrauch gemacht hat. 

§ 10 Rechte und Pflichten ausscheidender Mitglieder 

(1) Ausscheidende Mitglieder haben keinen Anspruch an das Verbandsvermögen.  

(2) Die Beitragspflicht der ausscheidenden Mitglieder endet am Schluss des Kalenderjah-

res, in dem das Ausscheiden wirksam wird. 

§ 11 Rechte der ordentlichen und Gastmitglieder 

(1) Die Rechte der ordentlichen und Gastmitglieder ergeben sich aus dem Zweck und der 

Satzung des Verbandes. 

(2) Die ordentlichen und Gastmitglieder des Verbandes sind insbesondere berechtigt: 

1. die Einberufung einer außerordentlichen Mitgliederversammlung gemäß Abs. 5 zu ver-

langen, 

2. Anträge zur Tagesordnung der Mitgliederversammlung gemäß Abs. 5 zu stellen, 
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3. an der Mitgliederversammlung teilzunehmen. 

(3) Ordentliche Mitglieder haben neben den in Abs. 2 genannten Rechten das Recht,  

1. den Verband in allen in seinen Aufgabenbereich fallenden Fragen in Anspruch zu neh-

men, 

2. sich der Einrichtung des Verbandes zu bedienen, 

3. die Wort- und Bildmarke des Verbandes nach den Richtlinien über die Nutzungsberechti-

gung und die Nutzungsbedingungen von Verbandszeichen (Kollektivmarken)  des Deut-

schen Raiffeisenverbandes e.V. zu führen, 

4. Vertreter gemäß § 24 in die Mitgliederversammlung zu entsenden, 

5. Mandate des Verbandes wahrzunehmen, wenn sie vom Vorstand dazu ausdrücklich er-

mächtigt werden. 

(4) Gastmitglieder haben neben den in Abs. 2 genannten Rechten  

1. das Recht auf Leistungen und Informationen des Verbandes. Über den Umfang ent-

scheidet der Vorstand im Einzelfall im Interesse aller Mitglieder.  

2. das Recht, auf Einladung an den Fachausschüssen und Gremien des Verbandes teilzu-

nehmen. 

(5) Anträge nach Abs. 2 Ziff. 1 und 2 müssen schriftlich an den Vorstand gerichtet und min-

destens von 50 ordentlichen Mitgliedern oder Gastmitgliedern unterzeichnet werden. An-

träge gemäß Abs. 2 Ziff. 2 müssen spätestens 3 Wochen vor der Mitgliederversammlung 

bei dem Vorstand eingehen. 

§ 12 Pflichten der Mitglieder 

(1) Die Pflichten der ordentlichen und Gastmitglieder ergeben sich aus dem Zweck und der 

Satzung des Verbandes. 

(2) Die Mitglieder, die die Mitgliedschaft gemäß § 7 Abs. 1 erworben haben, sind insbeson-

dere verpflichtet: 

1. den Verband bei der Erfüllung seiner Aufgaben zu unterstützen,  

2. die Beschlüsse der Mitgliederversammlung zu befolgen, 

3. den Vorstand des Verbandes über alle wichtigen Vorhaben und Vorgänge in ihrem Ar-

beitsbereich zu unterrichten, soweit sie von gesamtorganisatorischem Interesse sind,  
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4. vom Verband angeforderte Unterlagen, insbesondere Statistiken, einzureichen,  

5. die festgesetzten Beiträge zu leisten. 

(3) Der Verband ist berechtigt, Vertreter zu den General-/Vertreterversammlungen bzw. Ver-

bandstagen der ordentlichen Mitglieder zu entsenden. Die Genossenschaftsverbände, 

die Zentralgeschäftsanstalten und die Bundeszentralen sind verpflichtet, dem Verband 

Zeit, Ort und Tagesordnung ihrer Jahresversammlung rechtzeitig bekannt zu geben.  

§ 13 Beiträge 

(1) Die Mittel zur Durchführung der Aufgaben des Verbandes werden durch jährliche Bei-

träge der ordentlichen und Gastmitglieder aufgebracht. Die Höhe der Beiträge, abhängig 

von der Art der Mitgliedschaft, beschließt das Präsidium, soweit diese für die Finanzie-

rung des ordentlichen Haushalts notwendig sind (§ 21 Abs. 2 Ziff. 8).  

(2) Bei der Veranlagung der Genossenschaftsverbände (§ 6 Abs. 1 Ziff. 1) sind deren Mit-

glieder (§ 6 Abs. 1 Ziff. 2, 3 und 4) entsprechend der jeweils gültigen Beitragsordnung zu 

berücksichtigen. Die Beiträge der ordentlichen Mitglieder nach § 6 Abs. 1 Ziff. 5 und 6 

und der Gastmitglieder nach § 6 Abs. 2 werden bei diesen unmittelbar erhoben.  

§ 14 Organe 

Die Organe des Verbandes sind: 

1. der Vorstand, 

2. das Präsidium, 

3. die Mitgliederversammlung (Vertreterversammlung). 

§ 15 Vorstand 

(1) Der Vorstand besteht aus dem Vorstandsvorsitzenden (Präsident) und mindestens zwei 

weiteren Vorstandsmitgliedern. Der Verband wird durch den Vorstandsvorsitzenden al-

lein oder durch zwei Vorstandsmitglieder gemeinschaftlich vertreten. Das Präsidium 

kann einzelne oder alle Vorstandsmitglieder von dem Verbot des § 181 2. Alt. BGB be-

freien. 

(2) Der Vorstandsvorsitzende sowie die weiteren Mitglieder des Vorstandes werden vom 

Präsidium bestellt und abberufen. 
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(3) Die Amtsdauer des Vorstandsvorsitzenden sowie der weiteren Mitglieder des Vorstan-

des beträgt, unbeschadet des Rechts des Präsidiums zur jederzeitigen Abberufung aus 

wichtigem Grund, 5 Jahre. Die erneute Bestellung ist zulässig. Die Amtsdauer endet je-

doch mit Ablauf des Monats, in dem die Regelaltersgrenze erreicht wird. 

(4) Die Tätigkeit der Mitglieder des Vorstandes erfolgt entgeltlich. Das Präsidium ist für den 

Abschluss, die Änderung sowie die Beendigung von Anstellungsverträgen mit Vor-

standsmitgliedern zuständig. Die Erklärungen des Präsidiums werden durch den Vorsit-

zenden des Präsidiums abgegeben. Die Beendigung des Dienstverhältnisses hat die 

Aufhebung der Organstellung zum Zeitpunkt des Ausscheidens zur Folge. 

§ 16 Aufgaben des Vorstandes 

(1) Der Vorstand führt die Geschäfte des Verbandes; er vertritt den Verband gerichtlich und 

außergerichtlich (§ 26 BGB).  

(2) Er ist zuständig für alle Angelegenheiten des Verbandes, soweit sie nicht durch Gesetz 

oder Satzung anderen Organen vorbehalten sind. Ihm obliegt insbesondere: 

1. die Repräsentation des Verbandes. Er vertritt den Verband bei Veranstaltungen im ge-

nossenschaftlichen Verbund sowie im agrarwirtschaftlichen und politischen Umfeld des 

Verbandes, 

2. die innere Organisation des Verbandes, 

3. die Einstellung und Entlassung von Mitarbeitern des Verbandes, 

4. die Aufstellung des Jahresvoranschlages und des Jahresabschlusses, 

5. die Beschlussfassung über die Aufnahme und den Ausschluss von Mitgliedern,  

6. die Verwaltung von genossenschaftlichen Fonds innerhalb der vom Präsidium festzule-

genden Grenzen, 

7. die Vorbereitung der Sitzungen des Präsidiums und des Erweiterten Präsidiums, die Vor-

schläge zur Tagesordnung dieser Sitzungen sowie die Vollziehung der Beschlüsse die-

ser Gremien, 

8. die Vorbereitung der Mitgliederversammlung und die Vorschläge zur Tagesordnung in 

Abstimmung mit dem Präsidium sowie die Vollziehung der Beschlüsse der Mitgliederver-

sammlung, 
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9. die regelmäßige Berichterstattung über alle wesentlichen Vorhaben und Vorgänge an 

das Präsidium sowie die Erstattung des Geschäftsberichtes an die Mitgliederversamm-

lung, 

10.  die Pflege der dauernden Verbindung zum DGRV – Deutschen Genossenschafts- und 

Raiffeisenverbandes e.V., insbesondere dessen Unterrichtung über alle wichtigen Vorha-

ben und Vorgänge von gesamtorganisatorischer Bedeutung sowie die Kontaktpflege zu 

den anderen Bundesfachverbänden, die dem DGRV – Deutschen Genossenschafts- und 

Raiffeisenverbandes e.V. angehören. 

(3) Der Vorstand ist nicht den einzelnen Mitgliedern des Verbandes, sondern nur der Mit-

gliederversammlung sowie dem Präsidium gegenüber verpflichtet, über Angelegenhei-

ten des Verbandes Auskunft zu erteilen und Rechenschaft über den Vorstand abzule-

gen. 

(4) Der Vorstand fasst seine Beschlüsse in Vorstandssitzungen. Vorstandssitzungen sind 

nach Bedarf einzuberufen. Die Einberufung erfolgt durch den Vorsitzenden. Näheres re-

gelt die vom Präsidium für den Vorstand zu erlassende Geschäftsordnung 

(§ 21 Abs. 2 Ziff. 12). 

 

§ 17 Zusammensetzung des Präsidiums 

(1) Das Präsidium besteht aus: 

a) dem Vorsitzenden des Präsidiums (Ehrenamtlicher Präsident), 

b) einem Vertreter der Genossenschaftsverbände im Sinne von § 6 Abs. 1 Ziff.1,  

c) bis zu sechs Vertretern der Unternehmensgruppen der verschiedenen Fachbereiche 

im Sinne von Abs. 2 Buchst. a) bis f), 

d) einem gemeinsamen Vertreter des Bundesverbandes der Deutschen Volksbanken 

und Raiffeisenbanken e.V. und der DZ Bank AG.  

(2) Der Vorsitzende des Präsidiums nach Abs. 1 Buchst. a) muss aus dem Ehrenamt stam-

men und soll ehren- oder nebenamtliches Mitglied eines Organs eines ordentlichen Mit-

glieds sein. Er wird von der Mitgliederversammlung gewählt. 

 

Das Mitglied nach Abs. 1 Buchst. b) wird von den Genossenschaftsverbänden benannt. 

Die Mitglieder nach Abs. 1 Buchst. c werden von der Mitgliederversammlung aus der 

Mitte der jeweiligen Fachausschüsse gewählt, und zwar: 
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a) 1 auf Vorschlag des Fachausschusses Warenwirtschaft, 

b) 1 auf Vorschlag des Fachausschusses Milchwirtschaft, 

c) 1 auf Vorschlag des Fachausschusses Vieh- und Fleischwirtschaft, 

d) 1 auf Vorschlag der Fachausschüsse Wein sowie Obst-, Gemüse- und Gartenbau-

wirtschaft, den die Fachausschüsse gemeinsam vorschlagen, 

e) 1 auf Vorschlag des Fachausschusses Genossenschaftlicher Agrarhandel, 

f) 1 auf Vorschlag des Fachausschusses Agrargenossenschaften. 

Der Fachausschuss, dessen Sparte durch den Vorsitzenden des Präsidiums repräsen-

tiert wird, stellt keinen Vertreter. 

Das Mitglied nach Abs. 1 Buchst. d) wird von den beiden Institutionen benannt.  

(3) Blockwahl ist zugelassen. 

(4) Neben dem Vorsitzenden des Präsidiums muss ein weiteres Mitglied des Präsidiums 

aus dem Ehrenamt stammen und soll ehren- oder nebenamtliches Mitglied eines Organs 

eines ordentlichen Mitglieds sein. Wird keine ehren- oder nebenamtlich tätige Person 

vorgeschlagen, gewählt oder benannt, muss der Vorsitzende des Präsidiums mit Zustim-

mung des Präsidiums ein zusätzliches Präsidiumsmitglied, das die Voraussetzungen er-

füllt, als weiteres Mitglied für das Präsidium für den Lauf der Amtszeit benennen. 

§ 18 Amtsdauer der Mitglieder des Präsidiums 

Die Amtsdauer der Mitglieder des Präsidiums beträgt, unbeschadet des Rechts des zuständi-

gen Organs zur jederzeitigen Abberufung, 5 Jahre. Die Amtsdauer endet jedoch vorzeitig beim 

Ausscheiden aus dem Amt, das für die Wahl in das Präsidium bestimmend war. Bei vorzeiti-

gem Ausscheiden endet die Amtszeit des an seiner Stelle gewählten oder benannten Mitglieds 

mit dem Ablauf der Amtsperiode der übrigen Mitglieder. Die Neubestellung des Präsidiums soll 

grundsätzlich im letzten Jahr vor Ablauf der Amtsperiode erfolgen. Wiederwahl ist zulässig. 

§ 19 Vorsitz und Sitzungen des Präsidiums 

(1) Das Präsidium wählt nach jeder Wahl des Präsidiums einen Stellvertreter  für den von 

der Mitgliederversammlung gewählten Vorsitzenden des Präsidiums.  

(2) Das Präsidium wird durch den Vorsitzenden oder im Falle seiner Verhinderung durch 

seinen Stellvertreter einberufen. Die Einberufung des Präsidiums muss erfolgen, wenn 
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mindestens 3 seiner Mitglieder einen entsprechenden Antrag stellen. Der Vorsitzende 

und im Verhinderungsfall sein Stellvertreter führt den Vorsitz in den Sitzungen.  

(3) Das Präsidium tritt mindestens zweimal im Jahr zusammen. Die Einladung nebst Tages-

ordnung erlässt der Vorsitzende bzw. im Fall seiner Verhinderung sein Stellvertreter. Sie 

ist den Mitgliedern des Präsidiums mindestens 2 Wochen vor der Sitzung in Textform zu 

übermitteln. 

(4) Präsidiumssitzungen können neben einer Präsenzsitzung auch in der Weise stattfinden, 

dass alle Mitglieder zu einer rein virtuellen Sitzung zusammentreten (Online-Sitzung) 

oder einzelne Mitglieder an der Sitzung ohne Anwesenheit an einem Sitzungsort teilneh-

men und ihre Rechte im Wege der elektronischen Kommunikation ausüben (Hybrid-Sit-

zung). Die Art der Sitzung und die Möglichkeit der Sitzungsteilnahme sowie die Einzel-

heiten des Verfahrens sind spätestens bei der Ladung mitzuteilen.  

(5) Eine Beschlussfassung ist ohne Einberufung einer Sitzung schriftlich oder im Wege 

elektronischer Kommunikation möglich, wenn kein Mitglied des Präsidiums diesem Ver-

fahren widerspricht. 

(6) Über die Sitzung und die Beschlüsse ist ein Protokoll anzufertigen. Die Protokolle sind 

fortlaufend zu nummerieren. Sie sind vom Vorsitzenden oder seinem Stellvertreter und 

mindestens einem weiteren Sitzungsteilnehmer zu unterzeichnen. 

§ 20 Beschlussfassung des Präsidiums 

Die Beschlüsse des Präsidiums werden mit einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen ge-

fasst. Stimmenthaltungen gelten als nicht abgegebene Stimmen. Bei Stimmengleichheit gilt 

der Antrag als abgelehnt. Beschlüsse, durch die den ordentlichen und Gastmitgliedern über 

die Beiträge zum ordentlichen Haushalt hinaus finanzielle Leistungen auferlegt werden, bedür-

fen einer Mehrheit von drei Vierteln der abgegebenen Stimmen. 

§ 21 Aufgaben des Präsidiums 

(1) Das Präsidium berät und beschließt über alle Angelegenheiten des Verbandes, die von 

gesamtorganisatorischer Bedeutung sind oder alle Fachbereiche betreffen. Zusätzlich 

übt es die Aufsicht über den Vorstand aus. 

(2) Das Präsidium ist insbesondere zuständig für: 

1. die Wahl eines Stellvertreters des Vorsitzenden des Präsidiums (§ 19 Abs. 1),  

2. die Wahl der Mitglieder des Personalausschusses und des Prüfungs- und Finanzaus-

schusses (Abs. 3 u. 4), 
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3. die Bestellung der Mitglieder des Vorstandes sowie deren Entlastung und Abberufung 

(§ 15 Abs. 2), 

4. die Festlegung allgemeiner Richtlinien für die Tätigkeit des Verbandes,  

5. die Befreiung der Vorstandsmitglieder von der Beschränkung des § 181 2. Alternative 

BGB (§ 15 Abs. 1),  

6. die Zustimmung zur Aufnahme von Gastmitgliedern (§ 7 Abs. 1), 

7. die Beschwerden gegen die Ablehnung der Aufnahme und den Ausschluss von Mitglie-

dern nach Maßgabe von §§ 7 und 9, 

8. die Festsetzung der von den ordentlichen und Gastmitgliedern zu zahlenden Beiträge 

und sonstigen finanziellen Leistungen (§ 13), 

9. die Prüfung und Genehmigung des Jahresvoranschlags und des Jahresabschlusses,  

10. den Erlass einer Wahlordnung für die Mitgliederversammlung (§ 24 Abs. 3), 

11. den Erlass einer Wahlordnung für das Präsidium, 

12. den Erlass der Geschäftsordnung für den Vorstand (§ 16 Abs. 4), 

13. die Wahl der Mitglieder der Fachausschüsse und die Einsetzung von weiteren Ausschüs-

sen über die in § 28 genannten hinaus, 

14. die Zustimmung zu den Geschäftsordnungen für die Fachausschüsse (§ 28 Abs. 4), 

15. die Zustimmung zu der Geschäftsordnung des Erweiterten Präsidiums (§ 22a Abs. 4), 

16. die Benennungen zum Verbandsrat des DGRV – Deutscher Genossenschafts- und Raiff-

eisenverbandes e.V. und in den Verbandsrat des Bundesverbandes der Deutschen 

Volksbanken und Raiffeisenbanken e.V., 

17. die Beschlussfassung über die Einberufung sowie die Bestimmung von Zeit, Ort und Ta-

gesordnung der Mitgliederversammlung (§ 24 Abs.4), 

18. die Verwaltung genossenschaftlicher Fonds, sofern nicht nach § 16 Abs. 2 Ziff. 6 verfah-

ren wird, 

19. die Schlichtung von Streitigkeiten zwischen genossenschaftlichen Einrichtungen sowie 

den Erlass einer Schiedsordnung. 

In den Fällen des Abs. 2 Ziff. 3 (Entlastung), 8 und 9 bedarf es der Zustimmung des Er-

weiterten Präsidiums (§ 22a Abs. 3). 
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(3) Zur Durchführung der Prüfung des Jahresabschlusses und des Jahresvoranschlages 

wird vom Präsidium ein Prüfungs- und Finanzausschuss für die Dauer seiner Amtszeit 

eingesetzt, der über das Ergebnis seiner Feststellungen dem Präsidium zu berichten 

hat. Der Vorsitzende des Präsidiums ist geborenes Mitglied. Die weiteren 3 Mitglieder 

des Prüfungs- und Finanzausschusses werden vom Präsidium gewählt. Den Vorsitzen-

den des Prüfungs- und Finanzausschusses wählt der Ausschuss aus seiner Mitte. 

(4) Für die Ausgestaltung, Änderung und Beendigung von Anstellungsverträgen mit Vor-

standsmitgliedern wird vom Präsidium ein Personalausschuss für die Dauer der Amtszeit 

eingesetzt. Der Vorsitz im Personalausschuss führt der Vorsitzende des Präsidiums als 

geborenes Mitglied. Die weiteren 3 Mitglieder des Personalausschusses werden vom 

Präsidium aus seiner Mitte gewählt. 

§ 22 Erweitertes Präsidium 

(1) Zur Abstimmung in strategischen und grundsätzlichen Fragen unterstützt das Erweiterte 

Präsidium das Präsidium. Das Erweiterte Präsidium tagt in der Regel mit dem Präsidium 

in gemeinsamer Sitzung. 

(2) Das Erweiterte Präsidium besteht aus: 

a) dem Vorsitzenden des Präsidiums, 

b) bis zu 9 Vertretern der Genossenschaftsverbände im Sinne von § 6 Abs. 1 Ziff. 1, 

c) bis zu 11 Vertretern der Unternehmensgruppen der verschiedenen Fachbereiche im 

Sinne von Abs. 3 Buchst. a) bis h), 

d) bis zu 3 Vertretern aus dem Bereich der Bundeszentralen sowie anderer Unterneh-

men und Organisationen (§ 6 Abs. 1 Ziff. 6), sofern diese noch keinen Vertreter in das 

Präsidium entsandt haben, 

e) dem Vorsitzenden des DGRV – Deutscher Genossenschafts- und Raiffeisenverband 

e.V., sofern dieser noch keinen Vertreter in das Präsidium entsandt hat,  

f) dem Präsidenten des Bundesverbandes der Volksbanken und Raiffeisenbanken e.V., 

sofern dieser noch keinen Vertreter in das Präsidium entsandt hat.  

g) einem Vertreter der DZ Bank AG, sofern diese noch keinen Vertreter in das Präsi-

dium entsandt hat, 

h) dem Präsidenten des Deutschen Bauernverbandes e.V. 

(3) Die Mitglieder nach Abs. 2 Buchst. b) werden von Genossenschaftsverbänden im Sinne 

von § 6 Abs. 1 Ziff. 1 benannt. 
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Die Mitglieder nach Abs. 2 Buchst. c) werden von dem jeweiligen Gremium benannt, und 

zwar: 

a) 4 Vertreter des Fachausschusses Warenwirtschaft, 

b) 1 Vertreter des Fachausschusses Milchwirtschaft, 

c) 1 Vertreter der Interessengemeinschaft Genossenschaftliche Milchwirtschaft (IGM),  

d) 1 Vertreter des Fachausschusses Vieh- und Fleischwirtschaft, 

e) 1 Vertreter des Fachausschusses Obst-, Gemüse- und Gartenbauwirtschaft, 

f) 1 Vertreter des Fachausschusses Weinwirtschaft, 

g) 1 Vertreter des Fachausschusses Genossenschaftlicher Agrarhandel 

h) 1 Vertreter des Fachausschusses Agrargenossenschaften. 

Die Mitglieder nach Abs. 2 Buchst. d) werden vom Erweiterten Präsidium hinzuge-

wählt. Der Vertreter nach Abs. 2 Buchst. g) wird von der DZ Bank AG benannt.  

(4) Die vom Fachausschuss entsandten Mitglieder des Erweiterten Präsidiums müssen 

nicht Mitglieder des Fachausschusses sein. Der Fachausschuss kann die Benennung 

jederzeit unter Nennung eines wichtigen Grundes widerrufen und ein anderes Mitglied 

für das Erweiterte Präsidium benennen.  

(5) Vorsitzender des Erweiterten Präsidiums ist der Vorsitzende des Präsidiums bzw. im Fall 

seiner Verhinderung sein Stellvertreter.  

§ 22a Aufgaben des Erweiterten Präsidiums 

(1) Das Erweiterte Präsidium hat grundsätzlich beratende Funktion. Es berät das Präsidium 

bei allen Angelegenheiten des Verbandes, die von strategischer und grundsätzlicher Be-

deutung sind.  

(2) Das Erweiterte Präsidium hat der Mitgliederversammlung mindestens einen Wahlvor-

schlag für den Vorsitzenden des Präsidiums vorzulegen. 

(3) Folgende Beschlüsse bedürfen der Zustimmung des Erweiterten Präsidiums: 

a) der Festsetzung von Mitgliedsbeiträgen (§ 21 Abs. 2 Ziff. 8), 

b) der Entlastung des Vorstandes (§ 21 Abs. 2 Ziff. 3), 
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c) der Genehmigung des Jahresvoranschlags und des Jahresabschlusses 

(§ 21 Abs. 2 Ziff. 9). 

(4) Der Vorsitzende des Präsidiums oder im Verhinderungsfall sein Stellvertreter lädt zur 

Sitzung des Erweiterten Präsidiums ein. Für die Sitzung gelten § 19 Abs. 4, Abs. 5 und 

Abs. 6 entsprechend. Das Erweiterte Präsidium gibt sich mit Zustimmung des Präsidi-

ums eine Geschäftsordnung.  

§ 23 Auskunftspflicht 

Das Präsidium ist nicht den einzelnen Mitgliedern des Verbandes, sondern nur dem Erweiter-

ten Präsidium und der Mitgliederversammlung gegenüber verpflichtet, über Angelegenheiten 

des Verbandes Auskunft zu erteilen und Rechenschaft über seine Tätigkeit abzulegen.  

§ 24 Mitgliederversammlung 

(1) Die Mitgliederversammlung ist eine Vertreterversammlung. 

(2) Die in § 6 Abs. 1 Ziff. 1, 3, 5 und 6 genannten ordentlichen Mitglieder entsenden je einen 

Vertreter. 

(3) Für die in § 6 Abs. 1 Ziff. 2 und 4 genannten ordentlichen Mitglieder benennen die zu-

ständigen regionalen Genossenschaftsverbände insgesamt 125 Vertreter. Dabei sollen 

die einzelnen Regionalbezirke und Sparten des genossenschaftlichen Warenbereichs 

entsprechend ihrer wirtschaftlichen Bedeutung angemessen vertreten sein. Das Verfah-

ren der Benennung wird in einer Wahlordnung geregelt, die vom Präsidium erlassen 

wird. Vertreter kann nur sein, wer dem Vorstand, dem Aufsichtsrat, der Geschäftsfüh-

rung oder einem sonstigen vertretungsberechtigten Organ eines Mitglieds angehört.  

(4) Die Mitgliederversammlung tritt einmal jährlich zusammen. Termin, Ort, Form und Ta-

gesordnung der Mitgliederversammlung werden vom Präsidium bestimmt.  Die Mitglie-

derversammlung kann als Präsenzversammlung, als virtuelle Versammlung oder als 

hybride Versammlung durchgeführt werden. Bei einer virtuellen Versammlung nehmen 

die Mitglieder ausschließlich im Wege der elektronischen Kommunikation teil. Bei einer 

hybriden Versammlung können die Mitglieder sowohl vor Ort als auch im Wege elektro-

nischer Kommunikation teilnehmen. Die Art der Sitzung und die Möglichkeit der Sit-

zungsteilnahme sowie die Einzelheiten des Verfahrens sind spätestens bei der Einla-

dung mitzuteilen. 
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(5) Die Einladung zur Mitgliederversammlung erfolgt durch den Vorsitzenden des Präsidi-

ums oder im Falle seiner Verhinderung durch seinen Stellvertreter. Sie ist den ordentli-

chen und Gastmitgliedern mindestens 3 Wochen vorher in Textform oder durch Veröf-

fentlichung auf der verbandseigenen Website bekanntzugeben. 

(6) Den Vorsitz in der Mitgliederversammlung führt der Vorsitzende des Präsidiums oder im 

Falle seiner Verhinderung sein Stellvertreter. Er ernennt einen Schriftführer und die 

Stimmzähler. 

(7) Über die Versammlung und die Beschlüsse ist ein Protokoll anzufertigen. Das Protokoll 

ist vom Vorsitzenden des Präsidiums, einem Vorstandsmitglied und dem Schriftführer zu 

unterzeichnen. 

(8) Die ordentlichen und Gastmitglieder, die nicht Vertreter sind, haben ein Teilnahme- und 

Rede-, aber kein Stimmrecht.  

(9) Vertreter können unter Anführung des Zwecks und der Gründe die Einberufung einer au-

ßerordentlichen Mitgliederversammlung sowie die Aufnahme zusätzlicher Tagesord-

nungspunkte auf die Tagesordnung schriftlich beantragen. Der Antrag muss von min-

destens 20 Vertretern unterzeichnet werden. Der Antrag auf zusätzliche Tagesord-

nungspunkte muss dem Vorstand 3 Wochen vor der Mitgliederversammlung zugehen.  

§ 25 Aufgaben der Mitgliederversammlung 

(1) Die Mitgliederversammlung ist für alle Angelegenheiten zuständig, die ihr durch Gesetz 

und Satzung zugewiesen sind. 

(2) Der Mitgliederversammlung obliegt insbesondere: 

a) die Wahlen zum Präsidium gemäß § 17 Abs. 1 Buchst. a) und c), 

b) die Entgegennahme des Geschäftsberichts, 

c) die Entlastung des Präsidiums und des Erweiterten Präsidiums, 

d) die Änderung der Satzung, 

e) die Auflösung des Verbandes. 

§ 26 Beschlussfähigkeit, Mehrheitserfordernisse, Protokollierung  

(1) Die Mitgliederversammlung ist ohne Rücksicht auf die Zahl der Teilnehmer beschlussfä-

hig. 
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(2) Die Mitgliederversammlung beschließt vorbehaltlich einer anderen Regelung mit einfa-

cher Mehrheit der abgegebenen Stimmen. 

(3) Eine Änderung der Satzung kann nur mit einer Mehrheit von drei Vierteln der abgegebe-

nen Stimmen beschlossen werden. 

(4) Stimmenthaltungen gelten als nicht abgegebene Stimmen. 

(5) Über die Verhandlungen und Beschlüsse der Mitgliederversammlung ist ein Protokoll 

anzufertigen, das vom Vorsitzenden und vom Schriftführer zu unterzeichnen ist.  

(6) Außerordentliche Mitgliederversammlungen sind einzuberufen, wenn  

a) das Präsidium sie beschließt, 

b) mindestens ein Fünftel der angehörenden Genossenschaftsverbände, 

c) 50 ordentliche oder Gastmitglieder gemäß § 11 Abs. 2 Ziff. 1 i.V.m. § 11 Abs. 5 oder 

d) 20 Vertreter gemäß § 24 Abs. 9 sie beantragen. 

§ 27 Raiffeisentag 

(1) Die Mitgliederversammlung kann als Raiffeisentag im Rahmen einer öffentlichen Veran-

staltung veranstaltet werden. 

(2) Für die Einberufung und Festlegung der Tagesordnung gelten die Bestimmungen für die 

Mitgliederversammlung entsprechend. 

§ 28 Fachausschüsse 

(1) Zur Vertiefung der genossenschaftlichen Arbeit werden folgende Fachausschüsse ein-

gesetzt: 

1. Fachausschuss Warenwirtschaft, 

2. Fachausschuss Milchwirtschaft, 

3. Fachausschuss Vieh- und Fleischwirtschaft, 

4. Fachausschuss Obst-, Gemüse- und Gartenbauwirtschaft, 

5. Fachausschuss Weinwirtschaft, 

6. Fachausschuss Agrargenossenschaften, 
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7. Fachausschuss Genossenschaftlicher Agrarhandel. 

(2) Die Mitglieder der Fachausschüsse werden vom Präsidium gewählt. Unter den Mitglie-

dern sollen Personen aus dem Ehrenamt stammen und sollen ehren- oder nebenamtli-

che Mitglieder eines Organs eines ordentlichen Mitglieds sein. Die Amtsdauer der Fach-

ausschussmitglieder beträgt 5 Jahre, sofern das Präsidium nicht vorzeitig eine Abberu-

fung vornimmt. Wiederwahl ist zulässig. Die Amtsdauer eines Fachausschussmitgliedes 

endet vorzeitig, wenn es aus dem Amt ausscheidet, das für die Wahl in den Fachaus-

schuss bestimmend war. 

(3) Die Fachausschüsse wählen ihren Vorsitzenden und seine Stellvertreter aus ihrer Mitte.  

(4) Die Fachausschüsse sind berechtigt, Ausschüsse zu bilden. Sie sind ferner berechtigt, 

sich eine Geschäftsordnung zu geben. Diese bedarf der Zustimmung des Präsidiums.  

(5) Die Mitglieder des Präsidiums und des Vorstandes sind berechtigt, an den Sitzungen der 

Fachausschüsse teilzunehmen. Über die Sitzungen der Fachausschüsse und der Aus-

schüsse sind Protokolle anzufertigen. Für die Sitzungen gilt § 19 Abs. 4 entsprechend. 

§ 29 Rechnungswesen 

(1) Das Rechnungsjahr ist das Kalenderjahr.  

(2) Der Jahresabschluss für das abgelaufene Kalenderjahr ist spätestens am 30. Juni eines 

jeden Jahres dem Präsidium und dem Erweiterten Präsidium vorzulegen. 

(3) Der Voranschlag für das nächste Rechnungsjahr ist spätestens am 31. Dezember eines 

jeden Jahres dem Präsidium und dem Erweiterten Präsidium zur Prüfung vorzulegen. 

§ 30 Auflösung des Verbandes 

(1) Die Auflösung des Verbandes kann von der Mitgliederversammlung beschlossen wer-

den. Der Auflösungsbeschluss kann von der Mitgliederversammlung nur in zwei aus-

schließlich zu diesem Zweck einberufenen Versammlungen gefasst werden. Er ist nur 

gültig, wenn in jeder der beiden Versammlungen die Auflösung mit einer Mehrheit von 

vier Fünfteln der abgegebenen Stimmen beschlossen wird. Die zweite Versammlung 

kann frühestens einen Monat nach der ersten stattfinden. 

(2) Über die Verwendung des Vermögens des Verbandes im Falle der Auflösung beschließt 

das Präsidium. 


